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Ehrenamtliche Richterinnen und Richter 
in der Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit 

in der Pandemie
Erste Erkenntnisse aus einem Forschungsprojekt

Prof. em. Dr. Armin Höland und Prof. Dr. Felix Welti*

Abstract: Im Rahmen eines Forschungsprojekts wer-
den u. a. die pandemiebedingten Auswirkungen auf 
die Mitwirkung ehrenamtlicher Richter in der Arbeits- 
und Sozialgerichtsbarkeit untersucht. Die Autoren wer-
ten eine Befragung ehrenamtlicher Richter hinsichtlich 
Häufi gkeit von mündlichen Verhandlungen und Wirk-
samkeit der Sonderregelungen in § 114 ArbGG, § 211 
SGG aus, Verhandlungen im Wege der Bild- und Ton-
übertragung durchzuführen. Dabei werden Erkennt-
nisse zu Vor- und Nachteilen von gerichtlichen Video-
konferenzen gewonnen sowie zur Akzeptanz digitaler 
Verhandlungen nicht nur für den Ausnahme-, sondern 
auch für den Regelfall.

Keywords: Ehrenamtlicher Richter, Arbeitsgerichts-
barkeit, Sozialgerichtsbarkeit, Mündliche Verhandlung, 
Mitwirkung, Pandemie, Videokonferenz
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I. Einleitung

Die aufgrund der raschen Ausbreitung des Sars-CoV-
2-Virus am 25. März 2020 vom Deutschen Bundes-
tag festgestellte „epidemische Lage nationaler Trag-
weite“ hatte und hat erhebliche Auswirkungen auch 
auf die Gerichte und damit auf die Tätigkeit der ehren-
amtlichen Richterinnen und Richter. Zwei der fünf Ge-
richtsbarkeiten in Deutschland, die Arbeits- und die 
Sozialgerichtsbarkeit, bilden den Gegenstand eines 
vom „Fördernetzwerk Interdisziplinäre Sozialpolitikfor-
schung“ (FIS) mit Mitteln des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales (BMAS) geförderten Forschungs-
projekts. Unter der Leitung der Professoren Felix Welti 
(Universität Kassel) und Armin Höland (Zentrum für 
Sozialforschung Halle) untersucht das empirische For-
schungsprojekt „Arbeits- und Sozialgerichte und Sozi-
alverwaltung in der Pandemie“ seit August 2020 und 
bis Ende des Jahres 2021 den Rechtsschutz während 
der Corona-Pandemie in der Arbeits- und der Sozial-
gerichtsbarkeit sowie in Widerspruchsverfahren dreier 
ausgewählter Sozialleistungsträger, der Bundesagen-
tur für Arbeit, der Deutschen Rentenversicherung Bund 

und der Jobcenter.1 Zu den sowohl 
durch Expertengespräche als auch 
durch standardisierte Online-Befragun-
gen in die Untersuchung einbezogenen 
Gruppen von Befragten aus dem ge-
samten Bundesgebiet gehören die eh-
renamtlichen Richterinnen und Richter 
in den beiden Gerichtsbarkeiten. Aus 
ihren Erfahrungen und Bewertungen 
wollen wir im Folgenden eine Auswahl 
von Erkenntnissen vorstellen.

II. Aus den Ergebnissen der 
Befragung ehrenamtlicher 
Richterinnen und Richter 
in der Arbeits- und der 
Sozialgerichtsbarkeit in 
Deutschland

Die im Zeitraum Februar und März 2021 
durchgeführte Befragung ehrenamtli-
cher Richterinnen und Richter in der Ar-
beits- und der Sozialgerichtsbarkeit stieß 
auf großes Interesse. Insgesamt wurden 
fast 11.000 Fragebögen von Ehrenamtli-
chen ausgefüllt, 6.620 in der Arbeitsge-
richtsbarkeit und 4.225 in der Sozialge-
richtsbarkeit. Neben den geschlossenen 
Antworten gab es in den Fragebögen 
Gelegenheit zu off enen Anmerkungen. 
Beides zusammen bildet ein informati-
ves Bild zur Art und Weise, wie sich die 
Pandemie auf das richterliche Ehrenamt 
auswirkt. Der durch die Untersuchung 
abgefragte Zeitraum reicht vom März 
2020 bis zum Februar 2021.

1. Auswirkungen der Pandemie auf 
die Häufi gkeit mündlicher Verhandlungen

Aus beiden Gerichtsbarkeiten berichten die ehrenamt-
lichen Richterinnen und Richter mehrheitlich, dass es 
im Jahr 2020 für sie im Vergleich zu den Jahren da-
vor weniger mündliche Verhandlungen gegeben habe. 
Für die Arbeitsgerichtsbarkeit sagen das 57 %, für die 
Sozialgerichtsbarkeit 69 %. Auch die Frage, ob sich 

1 An dem Forschungsprojekt arbeiten weiter mit: Jan Trie-
nekens und Eliana Höll (Universität Kassel), Christina Mai-
schak, Susanne Kaufmann und Nicola Klose (Zentrum für 
Sozialforschung Halle), Clemens Dahlke (Martin-Luther-
Universität Halle-Wittenberg).

Prof. Dr. Armin Höland
Foto: privat

Prof. Dr. Felix Welti
Foto: Sonja Rode, Lichtblick

* Prof. Dr. iur. Felix Welti, Professor für Sozial- und Gesund-
heitsrecht, Recht der Rehabilitation und Behinderung an der 
Universität Kassel; Prof. em. Dr. iur. Armin Höland, emeri-
tierter Professor an der Juristischen und Wirtschaftswissen-
schaftlichen Fakultät der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg und Forscher am Zentrum für Sozialforschung 
Halle e. V.
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die Bedingungen ihrer Mitwirkung als 
Richterin oder Richter mit Beginn der 
Pandemie im Frühjahr 2020 verändert 
haben, wird für die Sozialgerichtsbar-
keit mit 62 % häufi ger bejaht als für die 
Arbeitsgerichtsbarkeit mit 54 %. Hier 
zeichnet sich ein Unterschied zwischen 
den beiden Gerichtsbarkeiten ab, der 
sich durch eine Reihe weiterer Antwor-
ten zieht: Die Sozialgerichtsbarkeit hat 
auf die Pandemie stärker als die Ar-

beitsgerichtsbarkeit mit Einschränkungen von münd-
lichen Verhandlungen reagiert. Zum Ausdruck kommt 
der Unterschied auch in den Antworten auf die Fra-
gen nach der Art der Veränderungen für die Zeiträume 
März bis Sommer 2020 und Herbst 2020 bis Februar 
2021 und nach der Dauer des Ausfalls mündlicher Ver-
handlungen. Dass es ab März 2020 bis zum Sommer 
2020 „zeitweise keine mündlichen Verhandlungen am 
Gericht“ gab, berichten 51 % der ehrenamtlichen Rich-
terinnen und Richter an den Arbeits- und Landesar-
beitsgerichten, aber 60 % an den Sozial- und Landes-
sozialgerichten. Noch stärker ist der Unterschied bei 
der Dauer des Ausfalls mündlicher Verhandlungen. 
Während nur 12 % der Ehrenamtlichen in der Arbeits-
gerichtsbarkeit sechs Monate und mehr ohne mündli-
che Verhandlungen am Gericht angeben, ist der ent-
sprechende Anteil in der Sozialgerichtsbarkeit mit 42 % 
dreieinhalbmal so hoch. Der Unterschied bleibt auch 
für den zweiten Zeitraum von Herbst 2020 bis Win-
ter 2020/2021 stark: Sechs Monate und länger keine 
mündliche Verhandlung erlebt haben 17 % der Befrag-
ten in der Arbeitsgerichtsbarkeit, hingegen 41 %, also 
zweieinhalbmal so viele, in der Sozialgerichtsbarkeit. 
Zu beachten ist, dass nach der Fragestellung nicht die 
objektive Zeit der Unterbrechung des Verhandlungs-
betriebs an den Gerichten erfasst werden konnte, son-
dern die von den ehrenamtlichen Richterinnen und 
Richtern erlebte Zeit ohne Einsatz am Gericht.

Der Unterschied zwischen den beiden Gerichtsbar-
keiten im Hinblick auf die Zeiten ohne mündliche Ver-
handlung hat seine Ursachen wohl in erster Linie in der 
unterschiedlichen Ausgestaltung und Praxis der Ver-
fahren. Vor allem drei Merkmale sind in diesem Zu-
sammenhang zu beachten. Das erstinstanzliche ar-
beitsgerichtliche Urteilsverfahren, das rund 97 % aller 
Verfahren vor den Arbeitsgerichten ausmacht,2 kennt 
im Unterschied zum Sozialgericht kein schriftliches 
Verfahren. Jedes Urteilsverfahren beginnt zwingend 
„mit einer Verhandlung vor dem Vorsitzenden zum 
Zwecke der gütlichen Einigung der Parteien“, der sog. 
Güteverhandlung. Das sorgt von vornherein für mehr 
Präsenz und Mündlichkeit.
Prozessrechtlich verstärkt wird dieses Merkmal durch 
das im Arbeitsgerichtsgesetz verankerte Gebot der be-

2 Der Anteil der neu zugegangenen Beschlussverfahren nach 
§ 2a ArbGG liegt seit Jahren bei 2 bis 3 %; 2019 lag er bei 3 %.

sonderen Prozessförderung in Kündigungsverfahren.3 
Dazu gehört, dass die Güteverhandlung bei allen Strei-
tigkeiten über den Bestand eines Arbeitsverhältnisses 
innerhalb von zwei Wochen nach Klageerhebung statt-
fi nden soll.4 Bestandsstreitigkeiten machen rund 60 % 
der im Urteilsverfahren erledigten Streitigkeiten aus. 
Auch unter diesem Gesichtspunkt wirken Norm und 
Menge zugunsten mündlicher Verhandlungen zusam-
men.
Ein dritter Unterschied besteht darin, dass sozialge-
richtliche Verfahren vor allem bei den gesundheitsbe-
zogenen Leistungen der Kranken-, Pfl ege-, Renten- 
und Unfallversicherung sowie bei der Anerkennung als 
„schwerbehindert“ im Unterschied zu den arbeitsge-
richtlichen Verfahren häufi g auf sozialmedizinische Be-
gutachtungen angewiesen sind. Aus den Auskünften 
der Berufsrichterinnen und -richter der Sozialgerichts-
barkeit wissen wir, dass die medizinische und psy-
chologische Begutachtung durch Sachverständige im 
Verwaltungs- und im Gerichtsverfahren aufgrund der 
Pandemie in vielen Fällen länger als gewöhnlich ge-
dauert hat. Ebenfalls aus der berufsrichterlichen Be-
fragung in der Sozialgerichtsbarkeit ist bekannt, dass 
zu einem nicht geringen Anteil (33 %) Behördenvertre-
tungen schlechter erreichbar waren. In dem Zusam-
menwirken dieser und weiterer Besonderheiten dürfte 
eine Erklärung für den stärkeren Rückgang der Zahlen 
mündlicher Verhandlungen in der Sozialgerichtsbarkeit 
und die längeren Unterbrechungszeiten liegen.
Im Hinblick auf die Art und Weise der Erledigung von 
Rechtsstreitigkeiten haben in der Sozialgerichtsbarkeit 
viele hauptamtliche Kammervorsitzende den Anteil der 
Entscheidungen durch Gerichtsbescheid ohne münd-
liche Verhandlung nach § 105 SGG erhöht. An dieser 
Form der Entscheidung sind die ehrenamtlichen Rich-
terinnen und Richter nicht beteiligt. Sie ist nur zulässig, 
wenn die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tat-
sächlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sach-
verhalt geklärt ist, eine Bedingung, die von der pan-
demischen Lage an sich nicht beeinfl usst worden sein 
kann. Ebenfalls zugenommen hat die in der Sozialge-
richtsbarkeit mögliche Entscheidung durch Urteil ohne 
mündliche Verhandlung nach § 124 Abs. 2 SGG unter 
Mitwirkung der Ehrenamtlichen.

2. Videokonferenzen als Alternative 
zu Verhandlungen in persönlicher 
Anwesenheit aller Beteiligten?

In Zeiten, in denen Infektionsschutzrecht und Ver-
nunft Kontaktvermeidung und Abstand fordern, liegt es 
nahe, über den Einsatz digitaler Technik zur Übertra-
gung von Bild und Ton von anderen Orten aus in das 
gerichtliche Sitzungszimmer nachzudenken. Die ge-
setzlichen Möglichkeiten hierzu gab es im zivilgericht-
lichen und damit auch arbeitsgerichtlichen Verfahren5 
sowie ausdrücklich auch im sozialgerichtlichen Verfah-

3 § 61a ArbGG.
4 § 61a Abs. 2 ArbGG.
5 § 46 Abs. 2 ArbGG i. V. m. § 128a ZPO seit 2002.

Abkürzungen
 ArbGG Arbeitsgerichtsgesetz,
  www.gesetze-im-

internet.de/arbgg/
 SGG Sozialgerichtsgesetz,
  www.gesetze-im-

internet.de/sgg/
 ZPO Zivilprozessordnung,
  www.gesetze-im-

internet.de/zpo/


